
1Empfehlungen für Fachkräfte für den Umgang mit Verdachtsfällen

EMPFEHLUNGEN FÜR FACHKRÄFTE FÜR DEN UMGANG MIT VERDACHTSFÄLLEN

Was können Sie tun, wenn Sie sexuellen Missbrauch vermuten?

Die Situationen, die zur Vermutung eines sexuellen Missbrauchs führen, können sehr unterschiedlich 

sein. Vielleicht macht das Mädchen oder der Junge Andeutungen oder Sie beobachten ein sexuell über-

griffi ges Verhalten durch einen Erwachsenen oder durch andere Jugendliche und Kinder. Vielleicht ent-

decken Sie auch kinderpornografi sches Material auf dem Handy oder Rechner eines Kollegen bzw. einer 

Kollegin. Die folgenden Empfehlungen für Fachkräfte geben Ihnen eine grobe Richtung vor:

• Bewahren Sie Ruhe.

•  Sprechen Sie mit einer Vertrauensperson in der Einrichtung, um Beobachtungen auszutauschen, aber

vermeiden Sie Gerede.

•  Notieren Sie sich, was Ihnen aufgefallen ist und was das Mädchen bzw. der Junge gesagt hat. Halten

Sie auch fest, in welchem Zusammenhang die Äußerung gefallen ist, ob sie spontan war oder durch

 bestimmte Themen oder Ereignisse ausgelöst wurde.

•  Halten Sie Kontakt zu dem Mädchen bzw. Jungen, aber versprechen Sie nicht, dass Sie alles für sich

 behalten werden.

•  Stellen Sie in keinem Fall die verdächtige Person zur Rede. Dadurch kann das Kind zusätzlich gefähr-

det werden.

•   Informieren Sie Ihre Leitung. Sie entscheidet über die nächsten konkreten Schritte, beispielsweise ob

das Jugendamt oder Strafverfolgungsbehörden informiert werden müssen oder wie das Mädchen

bzw. der Junge innerhalb der Einrichtung geschützt werden kann.

Folgende Schritte sollten beachtet werden:

1.   Hinsehen bzw. hinhören

•  Bewahren Sie Ruhe und hören Sie aufmerksam zu.

•   Verbreiten Sie keine Informationen weiter (ausgenommen ist hier die Meldung an die Leitungs-

ebene bzw. eine Vertrauensperson).

2. Sachverhalt melden

•  Sprechen Sie mit der Einrichtungsleitung (wenn die Leitungsebene betroffen sein sollte, wenden

Sie sich an die Aufsichtsbehörde).

•  Sprechen Sie mit einer Vertrauensperson der Einrichtung (beispielsweise mit Präventionsbeauf-

tragter bzw. -beauftragtem, Schulpsychologin bzw. -psychologen, wenn diese nicht im Fokus des

Verdachts stehen).
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3. Nächste Schritte der Leitung bzw. der Aufsichtsbehörde

•   Die verantwortliche Leitungsperson entscheidet darüber, ob tatsächliche Anhaltspunkte für eine

Straftat gegen die sexuelle Selbstbestimmung vorliegen. Falls ja, muss die Leitung das Jugend-

amt informieren und/oder die Strafverfolgungsbehörden (Polizei, Staatsanwaltschaft). Dies ist

auch notwendig, wenn die Eltern bzw. Sorgeberechtigten im Verdacht stehen. Ausnahmsweise

kann es (vorübergehend) geboten sein, davon abzusehen (siehe unten).

•  Sprechen Sie mit einer Vertrauensperson der Einrichtung (beispielsweise mit Präventionsbeauf-

tragter bzw. -beauftragtem, Schulpsychologin bzw. -psychologen, wenn diese nicht im Fokus des

Verdachts stehen).

•   Vor Einschaltung der Behörden sollte das Mädchen bzw. der Junge unter Anwesenheit der

Erziehungsberechtigten (soweit diese nicht zum verdächtigen Personenkreis gehören) angehört

werden. In dem Gespräch sollte abgeklärt werden, wie das Mädchen bzw. der Junge zu der

strafrecht lichen Verfolgung der verdächtigen Person steht und ob es bzw. er in der Lage ist, mit

den Belas tungen eines Strafverfahrens umzugehen. Zu dem Gespräch sollte eine unabhängige,

qualifi zierte Fachkraft hinzugezogen werden, beispielsweise eine Fachkraft einer Beratungsstelle

oder eine Schulpsychologin bzw. ein -psychologe. Der Inhalt des Gesprächs sollte unbedingt schrift-

lich festgehalten werden.

•  Die Leitung muss entscheiden, wie das Mädchen bzw. der Junge innerhalb der Einrichtung ge-

schützt werden kann. Gegebenenfalls ist eine Freistellung oder (Verdachts-)Kündigung der ver-

dächtigen Person in Erwägung zu ziehen; dies sollte jedoch erst nach der Verständigung mit den

Strafverfolgungsbehörden geschehen, um deren Ermittlungen nicht zu gefährden.

Gibt es eine Anzeigepfl icht bei sexuellem Missbrauch?

Eine allgemeine Anzeigepfl icht begangener Straftaten besteht in Deutschland nicht, weder für Privat-

personen noch für Institutionen – mit Ausnahme der Strafverfolgungsbehörden. 

Jede und jeder ist aber verpfl ichtet, bei Unglücksfällen die mögliche, zumutbare und erforderliche Hilfe 

zu leisten. Sonst liegt unterlassene Hilfeleistung (§ 323c Strafgesetzbuch) vor. Auch drohende oder ge-

genwärtige Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung können „Unglücksfälle“ sein, wenn sie mit 

einer erheblichen Gefahr für das betroffene Mädchen bzw. den betroffenen Jungen verbunden sind.  

Diese Pfl icht umfasst aber keine Verpfl ichtung zur Strafanzeige gegen den Täter bzw. die Täterin.

Bei Personen, die als „Garanten“ zum Schutz von Kindern bzw. Jugendlichen berufen sind, z. B. Eltern, 

Lehrerinnen und Lehrern, Trainerinnen und Trainern, geht die Verpfl ichtung noch weiter: Sie müssen 

sexu elle Übergriffe von den ihnen anvertrauten Kindern bzw. Jugendlichen abwenden. Wer nicht ein-

schreitet, kann dadurch eine Straftat durch Unterlassen (etwa Beihilfe zu sexuellem Missbrauch gegen 

Kinder und Jugendliche durch Unterlassen) begehen. Aber auch diese Schutzpfl icht bedeutet keine 

Verpfl ichtung zur Strafanzeige, wenn andere zumutbare Maßnahmen zur Verhinderung weiterer sexu-

eller Übergriffe vorgenommen werden. 
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Empfehlungen des Runden Tisches „Sexueller Kindesmissbrauch“

Der Runde Tisch „Sexueller Kindesmissbrauch“ hat eine allgemeine strafbewehrte Anzeigepfl icht für 

Straftaten des sexuellen Missbrauchs diskutiert. Strafbewehrt hätte in diesem Zusammenhang bedeutet, 

dass alle, die von möglichen Fällen sexuellen Missbrauchs erfahren, zur Erstattung einer Anzeige ver-

pfl ichtet sind, um sich nicht selbst strafbar zu machen. Der Runde Tisch hat sich aber gegen eine solche 

Anzeigepfl icht ausgesprochen. Er folgte damit der Argumentation von Fachleuten, die diese ablehnten, 

weil es den betroffenen Mädchen und Jungen weiterhin möglich sein muss, sich jemandem anzuvertrauen, 

ohne dass zwangsläufi g Anzeige erstattet und ein Strafverfahren eingeleitet wird. 

Der Runde Tisch erarbeitete stattdessen „Leitlinien zur Einschaltung der Strafverfolgungsbehörden“. 

 Institutionen und Vereinigungen können sich selbst verpfl ichten, diese Leitlinien umzusetzen. Danach 

sollen Informationen über Fälle möglichen sexuellen Missbrauchs in der Institution schnellstmöglich 

an die Strafverfolgungsbehörden weitergeleitet werden, abgesehen von eng begrenzten Ausnahmefällen. 

Ziel der Leitlinien ist es zu verhindern, dass Fälle von sexuellem Missbrauch an Kindern oder Jugend-

lichen von der Institution vertuscht oder aus Nachlässigkeit nicht weiterverfolgt werden.

Folgende Situationen rechtfertigen es ausnahmsweise (vorübergehend), die Strafverfolgungs-

behörden nicht über die Geschehnisse zu informieren:

•  Gefährdung der körperlichen oder psychischen Gesundheit des betroffenen Mädchens bzw. Jungen

(insbesondere Suizidgefahr oder Gefahr einer Retraumatisierung). Um eine solche Gefährdung fest-

zustellen, ist zwingend eine unabhängige, qualifi zierte Fachkraft einzubeziehen. Sobald die Gefähr-

dung nicht mehr besteht, sollten die Strafverfolgungsbehörden eingeschaltet werden.

•  Widerspruch des betroffenen Mädchens oder des Jungen, sofern die Tat von geringer Schwere ist

(beispielsweise eine kurze Berührung der bekleideten Brust oder andere übergriffi ge Berührungen,

beispielsweise im Gesicht, am Rücken oder am Bauch eines Mädchens oder Jungen) und es der Ein-

richtung möglich ist, durch organisatorische Maßnahmen ausreichend für die Sicherheit des betrof-

fenen Mädchens bzw. Jungen und anderer Kinder bzw. Jugendlichen zu sorgen.

•  bei übergriffi gen Jugendlichen, wenn es sich lediglich um eine geringfügige Übertretung handelt

(beispielsweise ein einvernehmlicher Zungenkuss eines Jugendlichen über 14 Jahren mit einer Drei-

zehnjährigen) und Wiederholungen sowie Gefährdungen anderer Kinder und Jugendlicher mit hoher

Wahrscheinlichkeit ausgeschlossen werden können.

In einer Handreichung des Bundesministeriums der Justiz werden die „Leitlinien zur Einschaltung der 

Strafverfolgungsbehörden“ detailliert und anhand von Fallbeispielen erläutert. 
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Was kann man tun, wenn man kinderpornografi sche Darstellungen fi ndet?

Der Begriff der kinder- und jugendpornografi schen Schriften umfasst alle pornografi schen Schriften, 

Datenspeicher, Ton- und Bildträger sowie Abbildungen, in denen sexuelle Handlungen von, an und vor 

Kindern und Jugendlichen gezeigt oder geschildert werden. Darunter fallen auch sexuelle Handlungen 

von Mädchen und Jungen an sich selbst und/oder an anderen Kindern und Jugendlichen, von Erwachse-

nen an Kindern und Jugendlichen und von Kindern und Jugendlichen an Erwachsenen. Seit 1994 stehen 

nicht nur die Herstellung und der Handel, sondern auch der Besitz kinder- bzw. jugendpornogra-

fi scher Produkte unter Strafe. 

Wenn Nutzerinnen bzw. Nutzer des Internets auf kinderpornografi sche Inhalte stoßen, ist es wichtig, 

dass Hinweise hierzu der Hotline von jugendschutz.net (hotline@jugendschutz.net), dem Verband der 

deutschen Internetwirtschaft eco oder der Freiwilligen Selbstkontrolle Multimediadiensteanbieter FSM 

(www.internet-beschwerdestelle.de) gemeldet werden sowie die Internetadresse der Polizeidienststelle 

vor Ort oder dem Landeskriminalamt des Bundeslandes mitgeteilt und Anzeige erstattet wird. 

Wo fi nden Sie Hilfe und Unterstützung?

Es ist ratsam, Kontakt zu einer Beratungsstelle aufzunehmen, die sich auf sexuellen Missbrauch speziali-

siert hat. Man sollte nicht alleine mit einer Vermutung oder einem aktuellen Verdachtsfall umgehen. 

Beratungsstellen können helfen, das weitere Vorgehen zu planen, insbesondere um den Verdacht zu 

konkretisieren und weitere Schritte einzuleiten, die das Kind schützen können. Die meisten Beratungs-

stellen arbeiten vertraulich und auf Wunsch auch anonym. Viele der Erziehungs- und Familienberatungs-

stellen freier und öffentlicher Träger bieten ebenfalls Beratung bei sexuellem Missbrauch an. Man kann 

sich auch an das Jugendamt oder den Allgemeinen Sozialdienst wenden und dort nach Adressen spe-

zieller Beratungsstellen fragen. Auch in den Jugendämtern selbst gibt es Ansprechpartnerinnen bzw. 

Ansprechpartner. Wenn ein Verdacht auf sexuellen Missbrauch besteht, ist ein sehr sorgfältiges Vorgehen 

angebracht, dies betrifft sowohl die psychologische und soziale als auch die rechtliche Seite.

Hinweis: Unter www.kein-raum-fuer-missbrauch.de fi nden Sie unter Informationen / Was können Mütter und Väter tun Infor-

mationen, wie Eltern sich im  Verdachtsfall verhalten und an wen sie sich wenden sollten.
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Hilfe und Unterstützung für Erwachsene

Bei Fragen zum Thema oder der Suche nach Beratungsstellen oder weiteren Hilfeangeboten können Sie sich an das Hilfetelefon 

Sexueller Missbrauch der Unabhängigen Beauftragten für Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs wenden:

Hilfetelefon Sexueller Missbrauch: 0800 22 55 530 (kostenfrei und anonym)

Sprechzeiten: Mo. und Mi.: 9 bis 14 Uhr; Di. und Fr.: 16 bis 21 Uhr; So.: 15 bis 20 Uhr

(Das Telefon ist an Feiertagen und am 24. Und 31. Dezember nicht besetzt.)

www.beauftragte-missbrauch.de

Beratungsangebot für Kinder und Jugendliche 

Mädchen und Jungen können sich an das Kinder- und Jugendtelefon „Nummer gegen Kummer“ wenden:

Nummer gegen Kummer: 116 111 (kostenfrei und anonym)

Sprechzeiten: Mo. bis Sa.: 14 bis 20 Uhr

www.nummergegenkummer.de

Weitere Informationen

Kampagnenwebsite: www.kein-raum-fuer-missbrauch.de

Hilfeportal Sexueller Missbrauch: www.hilfeportal-missbrauch.de

Nutzen Sie auch die Informationsangebote zu Prävention und Intervention in den Beratungsstellen und Einrichtungen in Ihrer Nähe!
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